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Sicher ist sicher 
Besondere Sicherungsmaßnahmen - Teil 3 

E. Durchführung besonderer Sicherungsmaßnahmen 

1. Nicht abschließende Durchführungsregelungen 
Die gesetzlichen Regelungen zur Durchführung besonderer 
Sicherungsmaßnahmen sind nicht abschließend.1 Zwar hat 
die Anzahl der Durchführungsregelungen in den Vollzugsge-
setzen der Bundesländer gegenüber dem StVollzG des Bun-
des zugenommen. Dennoch besitzen diese Regeln nach wie 
vor keinen abschließenden Charakter. 

Die gesetzlichen Durchführungsregelungen können 
nach pflichtgemäßem Ermessen ergänzt werden.2 Die Er-
gänzungen dürfen den gesetzlichen Regelungen aber nicht 
widersprechen oder diese zum Nachteil der Gefangenen ein-
schränken. 

Ergänzungen der gesetzlichen Durchführungsregelun-
gen können z.B. allgemein durch Verwaltungsvorschriften, 
Erlasse und Anstaltsverfügungen geschehen. Es kann aber 
auch im konkreten Einzelfall erforderlich sein, die gesetzli-
chen Regelungen zu ergänzen. 

Bei Ergänzungen der gesetzlichen Durchführungsrege-
lungen ist insbesondere die einschlägige Rechtsprechung zu 
berücksichtigen. Auch die Rechtsgedanken aus den Vollzugs-
gesetzen oder Verwaltungsvorschriften anderer Bundeslän-
der können bedenkenswert sein. Gleiches gilt für die Verwal-
tungsvorschriften zum StVollzG des Bundes (W StVollzG). 
Sie enthalten Ergänzungen, die seinerzeit alle Bundesländer 
grundsätzlich als sinnvoll angesehen haben. 

Die nachfolgenden Ausführungen sind auch nicht ab-
schließend. Wegen der Kleinteiligkeit des Themas würde das 
den Rahmen dieser Darstellung sprengen. 

II. Dokumentationspflicht 
Die Durchführung besonderer Sicherungsmaßnahmen ist 
einschließlich der Beteiligung von Fachdiensten (z.B. ärzt-
licher oder psychologischer Dienste) zu dokumentieren.3 
Sofern ein Vollzugsgesetz keine ausdrückliche Regelung ent-
hält, ist eine ordnungsgemäße Dokumentation verfassungs-
rechtlich schon aufgrund der Garantie effektiven Rechts-
schutzes erforderlich (Art. 19 Abs. 4 GG). 

Die Garantie effektiven Rechtsschutzes (Art. 19 Abs. 4 
GG) wirkt sich bereits vor einem gerichtlichen Verfahren aus. 
Aufgrund dieser Vorwirkung dürfen Behörden effektiven 
Rechtsschutz nicht durch eine mangelhafte Dokumentation 
im Vorfeld vereiteln. 4 Gerichte können ggf. annehmen, dass 
nicht ordnungsgemäß dokumentierte Sachverhalte nicht ge-
schehen sind. Eine Dokumentation soll auch rechtmäßiges 
Handeln im Zeitverlauf sichern, weil die beteiligten Bediens-
teten wechseln können. 5 

1 VgL BT·Drs. 7/918, 77 
2. S. zum Aufnahmeverfahren DL.G Koblenz Besch, v. 30.11:1987 · 2 Vo!lz (VVs) 

77/8/ ZfStrVu 1988. 310. 
3 \) 70 ,Abs. 4 S. 4 StVoi!zG NRVV, (J 5-i Abs. S S. 2 HStVoilzG, \'.i 90 Abs. 6 

)VoilzGB ; LSI, 
Vg! fJ\/erfG ßeschi. v. 30.o,t.,593 ·;,. HvP 1505/92 ua. juris f<n. 23. 

5 Vgi. 8VerfG Urt. v 24 07.2018 - ; BvP 3og(is, juris Rn. 84, 

Das Ziel einer ordnungsgemäßen Aktenführung ist es, 
Verwaltungshandeln nachvollziehbar zu dokumentieren. In-
soweit ist folgender Maßstab anzulegen: Die Dokumentation 
richtet sich an eine Person, die allgemein sachkundig, aber 
mit dem jeweiligen Fall nicht vertraut ist. Diese Person muss 
nachvollziehen können, ob, wie und warum es zu einem kon-
kreten Verwaltungshandeln gekommen ist. 

III. Durchführung der Beobachtung 
1. Offene Beobachtung 
Die Beobachtung ist offen durchzuführen. Die Gefangenen 
müssen also wissen, dass die Vollzugsbehörde eine Beobach-
tung angeordnet hat und diese durchführt.' 

Der Gegenbegriff zu offenen Maßnahmen sind verdeckte 
Maßnahmen (z.B. in § 9 Abs. s PolG NRW und § 190 Abs. 2 

S. 4 NNollzG). Bei verdeckten Maßnahmen wissen die Be-
troffenen nicht um die staatliche Maßnahme. 

2. Schonung des Schamgefühls 
Bei der Beobachtung ist das Schamgefühl der Gefangenen zu 
schonen.7 Diese Grundregelung gilt unabhängig davon, ob sie 
ausdrücklich im jeweiligen Vollzugsgesetz enthalten ist oder 
nicht. Für Gefangene stellt der Haftraum regelmäßig den ein-
zigen privaten Rückzugsort in der Anstalt dar. 8 Die Privat-
sphäre im Haftraum fällt in den Schutzbereich des allgemei-
nen Persönlichkeitsrechts (Art. 2 Abs. 1, Art. 1 Abs. 1 GG). Bei 
der Beobachtung ist daher die Privat- und Intimsphäre der 
Gefangenen möglichst zu wahren.9 

Eine Beobachtung kann in Zeitabständen durch Sicht-
spione oder Kostklappen in Haftraumtüren stattfinden. Be-
dienstete besitzen grundsätzlich die Pflicht, sich kurzfristig 
vor der Beobachtung bemerkbar zu machen (Vorwarnungs-
pflicht).10 Das gilt insbesondere für Bedienstete des anderen 
Geschlechts. Die Gefangenen sollen sich kurzfristig auf die 
Beobachtung einstellen können. Das Abwarten einer Zustim-
mung der Gefangenen ist nicht erforderlich. Ausnahmen von 
der Vorwarnungspflicht können bei einer besonderen Eilbe-
dürftigkeit greifen.11 

Zu bestimmten Zeiten ist damit zu rechnen, dass die zu 
beobachtenden Gefangenen schlafen. Es ist sehr belastend, 
die Gefangenen immer wieder aus dem Schlaf zu reißen. Die 
Vorwarnung soll mit angemessener Rücksicht erfolgen. Die 
Gefangenen können dann ggf. weiterschlafen oder im Halb-
schlaf ein Lebenszeichen von sich geben. 

Die Bediensteten müssen bei einer Beobachtung in an-
gemessener Form feststellen, ob die Gefangenen leben (z.B. 
aufgrund von Bewegungen oder Atemgeräuschen im Schlaf). 
Es ist in der Praxis schon vorgekommen, dass Bedienstete 

G Z.B.~ 27 .t,bs 4 )VollzGB IV LSA: vgl. LS/, LT-O;s. 7/3858.131 
\) 69 Abs. 4 S. ·1 StVol!z.G NHVV \3 50 Abs b 5. 4 HStVo!/zG. (j B·ra A.bs ;:' 5. 1 

NJVollzG, 
8 Vgl. BGH Beschl. v. ·11.10.2005 ·· 5 Afis (Voilz) 54 /05, jUris Hn. ;_•·1. 
9 Vgl. lJVerfC Bes,:h/ V. _3D.05.1g96 - 2 BvR 727/94 u. a .. juris Rn. ·14. 
10 V,_,I. BV,,rfC, Bes,:r1L v. 04 07-2005 - 2 BvR 450/01, juris Rn. 1 f 111.w.N; DLC. 

Hamm ßPschl. v. 27-01.2015 - ill-; Voilz (\Ns) 564/14, juris Rn. 10 f 
11 Vgl f.JLC. Harr;rn ßi,scl·d. v 27.01 201.s - lli-1 Voilz (Ws) 554/14, ;uri'; Rn 10 f.; 

l..aue (2015), Anm. 2 Bur:!1st. C. 
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z.B. aufgrund einer Decke und der Körperhaltung längere 
Zeit nicht erkannt haben, dass Gefangene bereits verstorben 
waren. 

Ob eine Beobachtung mittels Kamera in jedem Fall ein-
griffsintensiver ist als die Anwesenheit von Bediensteten, 
lässt sich nicht eindeutig feststellen. Jedenfalls können Ge-
fangene eine Kamera als weniger belastend empfinden.12 

Sollte die Vollzugsbehörde Gefangene nackt über Kame-
ras beobachten, ist die Anzahl der Bediensteten, die Zugriff 
auf die Kamerabilder haben, möglichst weit zu begrenzen. 
Die Beobachtung darf dann auch nur durch Bedienstete des 
gleichen Geschlechts stattfmden.13 Diese Durchführungsre-
gelungen gelten unabhängig von der Frage, ob eine nackte 
Unterbringung überhaupt zulässig ist. 

Eine Beobachtung während der Entleerung der Blase 
oder des Darms kann je nach den Umständen die Menschen-
würde verletzen (Art. 1 Abs. 1 GG).14 In Niedersachsen ist die 
Beobachtung des Toilettenbereichs ausdrücklich unzulässig 
(§ 81a Abs. 2 S. 2 NJVollzG; zurückhaltender§ 27 Abs. 5 S. 1 
Hs. 2, S. 2 JVollzGB IV LSA). In der Praxis wird z.B. bei der 
Kameraüberwachung mit einer Verpixelung gearbeitet.15 

3. Einzelne Regelungen der Bundesländer 
In Nordrhein-Westfalen kann die Vollzugsbehörde zusätzlich 
zur Beobachtung auch eine akustische Überwachung anord-
nen. Für die Dauer der seelsorglichen Betreuung sind die 
Beobachtung und die akustische Überwachung auf Verlan-
gen der Seelsorgerinnen oder Seelsorger auszusetzen (§ 69 
Abs. 5 StVollzG NRW). Die Regelung dient der Wahrung des 
Seelsorgegeheimnisses.16 

In Hessen ist ausdrücklich geregelt, dass eine Abdun-
kelung zur Nachtzeit zu gewährleisten ist (§ 50 Abs. 6 S. 3 
HStVollzG). Es gibt auch ausdrückliche Regelungen zur Auf-
zeichnung und Speicherung bei einer Beobachtung mit tech-
nischen Hilfsmitteln (§ 50 Abs. 6 S. 1, § 34 Abs. 5 S. 2 und 3 
HStVollzG). 

In Niedersachsen ist die Beobachtung mit technischen 
Hilfsmitteln nur in besonders dafür vorgesehenen Räumen 
und in besonders gesicherten Hafträumen ohne gefährdende 
Gegenstände zulässig(§ 81a Abs. 1 NJVollzG). 

IV. Durchführung „besonders gesicherter Haftraum" 
Während der Unterbringung in einem besonders gesicherten 
Haftraum ohne gefährdende Gegenstände sind die Gefange-
nen in besonderem Maße zu betreuen.17 Die Betreuung soll 
die Folgen einer Isolation während der Unterbringung verrin-
gern.18 Darüber hinaus kann es eine ausdrückliche Regelung 
für die Verbindung der Unterbringung in einem besonders 
gesicherten Haftraum mit einer Fesselung geben. Es ist dann 
die Beobachtung in einer bestimmten Form vorgeschrieben 
(z.B. Eins-zu-eins-Betreuung).19 

12 Vgl. flaier & Grate (2020), Kap. 11 Abschn. 1 Hn. 15 m.w.M: ;\rloth & Krä (2017). 
\\ 88 StVolizG Rn. 5.: LSI\ LT-·Drs, 7/38r._;8: 131; zurllckhaitend Coerdeler (2017), 
Teil i1 1; 78 Landr;sR Rn. 17. 

13 VgL BV~; fG Beschl. V. 18.03.2015 · 2 ßvR 1111{13, juris Rn. 37-
14 \/gi. BVerfG Beschl. v. 25.c 2013 - 1 ßvH 2531/12. juris qn. 2 und 15; narhgehend 

LG Marburg Urt. v. 22.09.201s ·· 7 D 112/11, jur!s Rn. 33; LG ßaden··ßalien Jrt. v 
30.11.1990 - 2 0 135/:10, i-.JVwZ 1991, 1118 (1119). 

15 Vgi. LSA LT·Drs. 7/3858: 131 f. 
15 S. hierzu VVaH NJVV 2007, 1855 ff. 
17 t., 70 .Abs 7 S 1 StVolizC i-iRW. <., 50 Abs. 8 S 1 HStVollzC, \l 89 .Abs. 5 5. 1 

l.,VolizG RP. •;, 90 Abs. 4a 5. 1 JVoilzGß i LSA. \i 108 Abs 8 5. 1 LStVo!lzG SH, 
I.} 90 Abs. 5 5. 2 ThUr)VolizCB. 

18 Z.B. l.SA 1.J.Drs 5/f799, 2.19 
19 C:\ .so A!Js. 8 5. 2 Hs. 1 HStVoil1.G. \j 90 Abs. 4a S.: .!Vol!zCB I LSA. ~; 108 A.bs 8 

Die Temperatur in einem besonders gesicherten Haft-
raum ohne gefährdende Gegenstände ist regelmäßig zu über-
prüfen. 20 Insoweit ist auch eine ordnungsgemäße Dokumen-
tation angezeigt: 

Im Sommer können besonders gesicherte Hafträume 
überhitzen. In der Bundesrepublik ist bereits ein Gefangener 
an Überhitzung in einem solchen Haftraum verstorben. 21 

Gelegentlich dürfen die Gefangenen in besonders gesi-
cherten Hafträumen nur Papierkleidung tragen. Es besteht 
dann die Gefahr der Unterkühlung.22 Die Räume können z.B. 
gerade am Beginn der Unterbringung ausgekühlt sein, weil 
sie nur gelegentlich genutzt werden, 

V. Durchführung der Fesselung 
1. Regelanlegen der Fesseln 
Fesseln dürfen in der Regel nur an Händen oder Füßen ange-
legt werden.23 Ob die Hände oder die Füße gewählt werden, 
hängt vom Zweck der Fesselung ab.24 Handfesseln schränken 
z.B. eher Angriffsmöglichkeiten ein. Fußfesseln reduzieren 
z.B. eher die Möglichkeit, schnell wegzulaufen. 

Das Anlegen an Händen und Füßen ist rechtlich eine 
Ausnahme von der Regel. Diese Ausnahme bedarf einer hin-
reichenden Begründung (z.B. eine besondere Gefährlichkeit 
der Gefangenen). 25 

2. Andere Art der Fesselung 
Eine andere Art der Fesselung liegt vor, wenn Hände und 
Füße miteinander verbunden werden (z.B . .,Hamburger Fes-
selung", ,,Laufkette", ,,Sprungkette").26 Das gilt auch, sofern 
andere Körperteile einbezogen werden (z.B. Zwangsjacke27 

oder Befestigung von Handfesseln an einem Bauchgurt28). 

Ebenso ist die Einbeziehung von Gegenständen zu werten 
(z.B. eines Krankenhausbetts29), 

Für eine andere Art der Fesselung enthalten die Voll-
zugsgesetze grundsätzlich eigene Voraussetzungen.30 Bei der 
Hamburger Fesselung werden z.B, Hände und Füße unter der 
Kleidung miteinander verbunden. Das soll ein schnelles Lau-
fen verhindern. Die Hamburger Fesselung ist bei geeigneter 
Kleidung für Außenstehende kaum sichtbar.31 Sie liegt daher 
z.B. bei der Ausführung zu einer Beerdigung im Interesse der 
Gefangen. Die diskriminierende Wirkung der Fesselung wird 
so reduziert. 32 

S. :! LStVollzC SH, ,1 90 Atis. 6 S. 2 T!li11JVollzCB 
~D V5L BVe:fG Beschl. v 18.03.201:=; 2 BvR 1111/13, iuris R.n. 43 rn w.N. 
;:·1 Vgl. Häft"ng n;cht ausre,cheod versorgt (201oi. ,; s. h;erzu aulh ThürLJ. Drs. 

s/217s, 1 f. 
22 VgL 8VerfG ßeschL v. 18.03.2015 ·· 2 BvR 1"111/13. juris !".{n_ 43 m.w.N. 
23 \"i 69 Abs. 8 ~.). 1 StVo!!zG NR'vV. r) so A.bs. 5 5. 1 HStVoli7C. \} 83 S. ·1 NJVollzC 

\:i 88 A.bs. 5 S. 1 L.)VoH:zG F<P. (.) 89 ;\bs. 5 S. 1 JVolizGB I LS.4. \l 108 1\bs, b S. ·1 
LStVoHzG SH, \J 89 i\bs. s S. 1 Tr1ürjVolizC8. 

24 Vgl. C2rhold (2cw), 89 JVo:!zGfJ I LS1\ fin. 12. 
25 Vgl. (LC Jena Beschl. v. 20.02.2018 - 1 Ws 54/17. juns Hn. 13 f.: fJLC Jena Beschl. 

v 31.01.2012 · 4 \N 5/V, ;uds Hn. 10 und 20. 

2.6 Vgl. ou:; Ham111 Beschl. v. 22.08 2019 - 111-1 \/ollz (Ws) 461/19. juris Rn. 9 f 
m.w.N. 

27 Vgl. SH.lrs. 7/3g98 .34. 
2H A.A LG Hii(fo1 srH?irn B~)srhl. v. 18.12.2005 - 23 StVK _sG5/o5, _iuris Rn. 4, 15 und 

33. 
29 V~~!. L.C Kas•:;(-:f B1::scl'i!. v 25.02 2019 M 2 StVK 178/18_ jur!s Rn. 48. 
30 \1 50 Abs. s S. 2 HStVoHzC, \j 83 S. 2 NJVoHzG. (J 88 Abs. 5 5. 2 LJVol!zG RP. 

\; 89 Abs G S. 2 JVoi!zCB i LS/;, C:: 108 Abs. E1 S. 2 LStVol!zC SH, t°"J 89 /\b':~. s S. 2 
Tt1UrJVo!lzC8 

31 Vgl. OLG Harnrn Bf?schl. v. 31 07.2012 - ili-1 Voilz (\/Vs) 278/12, juris Rn.~~ 1.mcj 22 
32 S. zur ciiskrirninierenden VVirkung OLC Kar!srur1e Besctil. v. 16.05.1993 - 2 VVs 

201/92. juri:; Ri , 19; OLC ü:~I!(~ ßPschl. v. 1;,07-1991 - 1 VAs 1s/90, juris Rn 8 
m.w.N 
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Es gibt Vollzugsgesetze, die keine ausdrückliche Rege-
lung für eine andere Art der Fesselung enthalten. Die Fälle 
der anderen Art der Fesselung sind dann Ausnahmen von der 
Regel, Fesseln nur an Händen oder Füßen anzulegen. 33 

Die Fixierung ist ein Unterfall der anderen Art der Fes-
selung. 34 Insoweit sei erneut auf den Aufsatz zu Fixierungen 
verwiesen, der bereits im Forum Strafvollzug erschienen ist. 35 

3. Lockerung der Fesselung 
Die Vollzugsgesetze enthalten grundsätzlich Regelungen für 
eine Lockerung der Fesselung. 36 Wenn Gefangene z.B. über 
zu eng angelegte Fesseln klagen, ist die Fesselung zu über-
prüfen und ggf. zu lockern. Ein Lockern kann auch aufgrund 
ärztlicher Bewertungen erforderlich sein.37 Gleiches gilt für 
Sachzwänge wie z.B. in folgenden Fällen: Umkleidungen, Un-
tersuchungen, Mahlzeiten, Körperpflege, Toilettengang und 
Notsituationen.38 Insoweit spielt auch die Menschenwürde 
eine wichtige Rolle (Art. 1 Abs. 1 GG). 

VI. Medizinische und ärztliche Beteiligung 
Die Vollzugsgesetze enthalten Vorschriften dazu, den me-
dizinischen oder speziell den ärztlichen Dienst während der 
Durchführung bestimmter besonderer Sicherungsmaßnah-
men zu beteiligen.39 Eine entsprechende Anhörung stellt al-
lerdings noch keine Entscheidung der Vollzugsbehörde dar. 
Die Entscheidungskompetenz liegt auch in diesen Fällen bei 
den hierfür zuständigen Bediensteten der Vollzugsbehörde.40 

Ärztliche Beteiligungen sind beim Entzug des Aufent-
halts im Freien (Freistunde) vorgesehen.41 Die Freistunde be-
sitzt einen besonderen Bezug zur Gesundheitsfürsorge. Die 
Vorschrift zur Freistunde befindet sich im Abschnitt der Voll-
zugsgesetze, welcher mit „Gesundheitsfürsorge" überschrie-
ben ist.42 Im Wege der systematischen Auslegung ergibt sich 
daher, dass die Freistunde zumindest auch eine Maßnahme 
der Gesundheitsfürsorge ist. Daher ist eine ärztliche Betei-
ligung auch angezeigt, wenn ein Vollzugsgesetz hierzu keine 
Regelung enthält. 

Der ärztliche Dienst entscheidet im Rahmen der beste-
henden Regelungen, welche Maßnahmen erforderlich sind, 
damit er eine sachgerechte medizinische Einschätzung ab-
geben kann. Der fachliche Maßstab für die Entscheidung 
ist pflichtgemäßes ärztliches Ermessen nach den Regeln der 
ärztlichen Kunst. 43 Insoweit wird aber gefordert, dass der 

33 69 At:s. 8 S. 1 StVollzG f\]RW 
34 Vg:. OLG Harnrn ßesct,I. v. 15.06.2011 - 111-1 Vollz (Ws) 215(11. juris Rn. ·15: BT· 

Crs. 7/3598. 34 
35 Scttäfersküpper (2018). 353 b:s 359. 
35 (.\ 69 Abs. 8 S. 3 StVo!izC NPVV, \) 83 S. 3 NJVoll7C \) 88 Abs. 5 5. 5 l.jVoll7Ci PP, 

\; 89 Abs. 5 S 3 )VoilzGB; LS:\, 0 108 Abs. 6 5. 3 LStVol:zG SH. 89 :\bs. S S. 3 
TriurjVolizGß 

3/ VgL Ba)er 5- Grate (2020), Kap. -i-1 Abschn. 1 f~n. 53. 
38 VgL \°; 8S Abs. 7 5. 2 StVoll?C Bin; Dl.C i,JiJrnberg Beschl. v. n8:r1.2017 ·1 \/Vs 

451f17, juris Rr. 2·1. LS/.\ LT·Drs. S/3799, 218: Abs, 2 VV zu\) 90 StVollzG: Baier 
& Grote (::020). Kap. 11 Abslhrl. 1 Rn 53. 

3S 0 71 /,bs. z und 3 StVollzC NHVV. 0 51 ;\Ds. :! 5. 3, Abs. t; HStVolizG, 85 \JjVallzG, 
\l 90 LJVoilzC RP. \l 9' JVolizGB i LSI\,\} 111 /.\bs. 2 und 3 LStVol!zC SH. \J 31 ThürJ·· 
\/ol!zGB. 

40 \/5L BTDrs. 7/3998, 3:;; s. aur.J1 Uen erstf::n Teil Lteses l\llfsarzes C II/ 1 (~ FS 
2021. 190 (11;13)). 

41 c, /1 /•bs. 2 5. 3 St\/olizG NR\N. t 51 Abs. 2 S. 3 HSrVollzG, 85 Abs. 2 N)VolizG. 
1, :JO Ab<; 2 L)Vo:lzC RP. 1, :J1 A!:is. 2 jVol;zCB I LS.,\, ;, 9' /\bs. 2 HJurjVol:zCB. 

42 (} 43 Abs. 2 SrVoi!zG f\!RVV, Ci 23 Abs. 3 HSt\/oilzG, \l 62 N]VollzG. rJ 7~; Abs. 2 
LJ\/nHzG RP. rj 75 Abs 2 JVol!z.GB ! LSA.. \1 84 LStVolizC SH,\} 7i:i Atis. 2 
T;1urjVolizC3. 

43 5. zum cirztlicr1en Ermessen BVertG ßeschl. v. 10.10.2012 - 2 BvR 922/11, juris 
Hn. 19 rn.wN. 

ärztliche Dienst den Gefangenen gesehen und ggf. unter-
sucht haben muss, auch wenn gesetzlich nur eine Anhörung 
des ärztlichen Dienstes vorgesehen ist. 44 

Im Übrigen siehe zu ärztlichen Beteiligungen den ersten 
Teil dieses Aufsatzes C III(= FS 2021, 190 (193)). 

In Nordrhein-Westfalen sind Gefangene im Bedarfsfall 
während bestimmter besonderer Sicherungsmaßnahmen 
durch den psychologischen Dienst zu betreuen (§ 71 Abs. 4 
StVollzG NRW). 

VII. Berichts- und Mitteilungspflichten sowie Zustim-
mungsvorbehalte 
Sofern die Vollzugsbehörde bestimmte besondere Siche-
rungsmaßnahmen über einen bestimmten Zeitraum auf-
rechterhält, kann das Berichts- und Mitteilungspflichten 
auslösen. Gleiches gilt für Zustimmungsvorbehalte der Auf-
sichtsbehörde. Die Vollzugsgesetze unterscheiden sich inso-
weit in den Einzelheiten.45 

In Nordrhein-Westfalen sind die an der Behandlung 
maßgeblich beteiligten Personen alsbald über die Anordnung 
von besonderen Sicherungsmaßnahmen zu unterrichten 
(§ 70 Abs. 2 StVollzG NRW). 

Die Zustimmung der Aufsichtsbehörde kann nach einer 
bestimmten Dauer der besonderen Sicherungsmaßnahmen 
erforderlich sein. Der Aufsichtsbehörde ist so rechtzeitig 
zu berichten, dass eine Entscheidung vor Ablauf der Frist 
möglich ist. 46 Zustimmungsvorbehalte besitzen immer eine 
gewisse Kontrollfunktion. Darüber hinaus kann es aber z.B. 
darum gehen, die Aufsichtsbehörde verantwortlich in die 
Bemühungen einzubeziehen, besondere Sicherungsmaßnah-
men zu beenden (z.B. über Mittel, die anderen Anstalten zur 
Verfügung stehen).47 

Die Regelungen zu Fristen für eine Zustimmung der 
Aufsichtsbehörde sollen den ordnungsgemäßen Ablauf des 
Verwaltungshandelns sichern. Sie sind bloße Ordnungsvor-
schriften. Eine Verletzung .führt für sich genommen nicht 
zur Rechtswidrigkeit der Maßnahme.48 Die Aufsichtsbehörde 
kann daher auch nachträglich mit Wirkung für die Vergan-
genheit zustimmen.49 

In Niedersachsen wird die Frist für die Absonderung von 
anderen Gefangenen nicht dadurch unterbrochen, dass abge-
sonderte Gefangene am Gottesdienst oder an der Freistunde 
teilnehmen (§ 82 Abs. 2 S. 2 NJVollzG; so schon§ 89 Abs. 2 S. 2 

StVollzG). Die Frist läuft weiter, weil der Ausschluss vom ge-
meinschaftlichen Gottesdienst und der gemeinschaftlichen 
Freistunde spezielle Maßnahmen gegenüber der Absonde-
rung von anderen Gefangenen sind. Die Absonderung kann 
den Gottesdienst und die Freistunde somit rechtlich nicht 
erfassen. 50 

44 VgL Baier & Grote (2020). kap. i-1 Abschn. i r~n. /1. P.n. 6; Goerde!er (2017), Teii ll 
G 80 LandesR Rn. 5 

45 \J 70 Abs. 5 StVolizG NHVJ, c:i 50 Abs. 8 S. 3, \, 51 NJs. 5 S 1 HStVollzG, \l 82 
1\bs. 2 NJVollz1:, \i 89 Abs. 5 LjVol:zC PP, \i 90 Abs. 7 jVonzCB I LS1\ \i 110 
LStVolizG SH, rj ~10 Abs. s ThürJVo!izGB. 

46 VV zu ~.i 89 StVo!izC: vgL Cal!;e:;s E fv1ü!!er„Dietz (2008), (j 89 Rn. 4. 
47 Vgl. Bl·Drs. 7/918, 78; Ar!oth & Kra (201/). ~i 89 StVo!lzG Rn. 3, 
48 S, i1ierzu den l~!sten Teil dieses Aufsatzt~s C !I (-:-: FS 2CL?·1, 190 (1g2 f;) 
49 V~;I. OLC1 LC:.)!IP ß;:.,sdli. v. 18.05 2014- 1 \/Vs 181/14, jurls Rn. 19 ff rn.w N. 
50 S. clen zweiten Ted dieses Auf·sdtzes. D H ~, und 7 r:1.w.N .. Schäfer (2020), Kap. 8 

/~bsd:r1. B Rn. 21; DLG Br!:!men 3(•:S[:/'li. v. 03.05.1963 - 2 VA:; 21/52, Zf5tr\/o 195.3, 
47 (48 f.); a.A A(oth & Kra (2017), C:\ 89 StVo!i,:C Rn. 3 
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F. Überprüfungspflicht und Aufhebung 

1. Begrenzung durch die Gefahr 
Alle Maßnahmen zur Gefahrenabwehr sind durch Art, Aus-
maß und Dauer der abzuwehrenden Gefahr begrenzt. Sie ste-
hen und fallen mit der Gefahr. Daher darf die Vollzugsbehörde 
besondere Sicherungsmaßnahmen nur so weit aufrechterhal-
ten, wie es der Zweck der Gefahrenabwehr erfordert. 

Die Begrenzung durch die abzuwehrende Gefahr ergibt 
sich verfassungsrechtlich aus dem Gebot der Verhältnismä-
ßigkeit allen staatlichen Handelns. Die Vollzugsgesetze ent-
halten hierzu an verschiedenen Stellen einfachgesetzliche 
Regelungen, die auf besondere Sicherungsmaßnahmen anzu-
wenden sind. 51 

Soweit sich die Gefahr hinreichend reduziert hat, muss 
die Vollzugsbehörde die Maßnahmen in entsprechendem 
Umfang reduzieren. ,,Soweit" bedeutet in der Rechtsspra-
che „in dem Umfang wie". Daher gibt es kein „ganz oder 
gar nicht". Die Reduzierung kann innerhalb der besonde-
ren Sicherungsmaßnahmen geschehen (z.B. unregelmäßige 
Beobachtung statt bisheriger dauerhafter Beobachtung). In 
Betracht können aber auch Maßnahmen außerhalb besonde-
rer Sicherungsmaßnahmen kommen (z.B. gemeinschaftliche 
Unterbringung in einem Haftraum statt bisheriger Unter-
bringung im besonders gesicherten Haftraum). 

Soweit die Vollzugsbehörde z.B. die Begrenzung auf Aus-
maß und Dauer der abzuwehrenden Gefahr nicht beachtet, 
sind die besonderen Sicherungsmaßnahmen jedenfalls in-
soweit teilrechtswidrig. Ein Gericht stellt dann z.B. fest, die 
Unterbringung in einem besonders gesicherten Haftraum sei 
ab dem dritten Tag rechtswidrig gewesen. 

Die Begrenzung durch die Gefahr ist allerdings keine 
Einbahnstraße: Eine Verschärfung der Gefahrenlage kann 
auch zu einer Verschärfung der Maßnahmen führen. 

II. Überprüfungspflicht 
Die Begrenzung der besonderen Sicherungsmaßnahmen 
durch die Gefahr bewirkt einen Reflex während der Durch-
führung der Maßnahmen: Die Vollzugsbehörde muss die 
Anordnung in angemessenen Zeitabständen überprüfen, um 
auf Veränderungen der Gefahrenlage reagieren zu können.52 

Die Angemessenheit der Zeitabstände richtet sich nach den 
Umständen des Einzelfalls. Insoweit spielt es keine Rolle, ob 
der angemessene Überprüfungszeitpunkt außerhalb der all-
gemeinen Dienstzeiten liegt (z.B. an einem Samstag, Sonntag 
oder gesetzlichen Feiertag). 

In Sachsen-Anhalt ist z.B. das optisch-elektronische Be-
obachten spätestens nach 72 Stunden zu beenden, sofern es 
nicht durch eine neue Anordnung der Anstaltsleitung ver-
längert wird (§ 27 Abs. 3 S. 4 JVollzGB IV LSA). Die Anord-
nungen sind zur Gefangenenpersonalakte des betroffenen 
Gefangenen zu nehmen(§ 27 Abs. 3 S. 5 JVollzGB IV LSA). 

III. Veränderungs- und Aufhebungsbefugnis 
Die Vollzugsgesetze enthalten keine spezielle Regelung für 
die Befugnis, besondere Sicherungsmaßnahmen aufzuheben. 
Außerdem dürfen diese Maßnahmen nur so weit aufrechter-

51 5S /\bs, 8 S. 3, \l 70 /\tJs. 3 StVoi!zG \F~VV, \l 5; /\bs. 3 S, ·1 HStVolizG. \l 84 
Abs. 4, G 84 l\bs. 4 N.JVo!lzG. (J 82 l\bs. 2 LJVollzG RP, 1;) 90 /.Ü)S. 4 5. 1 .!VoHzGB l 

52 Folgerung aus CJ 70 /\bs. J StVo!izC NR.\tV, \_} :;11\bs. 3 5. 2 HStVollzG, Folgerung 
au'.; C1 84 /\tis. 4 NJVoHzC., \i 89 /\t;s. 4 LJVollzC RP, \; 90 /.\b:~. 4 ~'.. 2 JVi:,11zCB ! 
I..S/\. Folgerung JUS r, ,09 /\.bs :i StVol!zC ',H. \i 90 /\bs. 4 ThCrjVollzCB 

halten werden, wie es ihr Zweck erfordert. Daher wird ver-
treten, alle Bediensteten besäßen die Aufhebungsbefugnis, 
wenn die Voraussetzungen für besondere Sicherungsmaß-
nahmen nicht mehr vorlägen. 53 

Der Position kann nicht gefolgt werden. Es gibt eine 
Vielzahl von vollzugsrechtlichen Regelungen, die weder eine 
Anordnungs- noch eine Aufhebungsbefugnis festlegen. Das 
führt aber gerade nicht dazu, dass alle Bediensteten inso-
weit anordnungs- oder aufhe-
bungsbefugt wären. Ohne eine 
spezielle Regelung greifen die 
allgemeinen Reglungen zur in-
nerbehördlichen Zuständigkeit. 
Es handelt sich - pointiert aus-
gedrückt - um einen Fall des 
Lex-specialis-Grundsatzes mit 
fehlender lex specialis (Lex spe-
cialis derogat legi generali. = Die 
spezielle Vorschrift verdrängt 
die allgemeine Vorschrift.). 

Außerdem kann es unter den z.B. 250 Bediensteten ei-
ner Anstalt unterschiedlichste Einschätzungen dazu geben, 
ob im Einzelfall die Voraussetzungen für besondere Siche-
rungsmaßnahmen noch immer vorliegen. Es ist insoweit ge-
rade Sinn und Zweck des innerbehördlichen Zuständigkeits-
systems, eindeutig festzulegen, auf wessen Einschätzung es 
ankommt. Dadurch ist auch geklärt, wer die Verantwortung 
für eventuelle Fehleinschätzungen trägt. Eine verfrühte 
Aufhebung kann z.B. zur Verletzung von Bediensteten oder 
zum Tod von Gefangenen führen. Eine verspätete Aufhebung 
führt z.B. zu einer zeitlichen Teilrechtswidrigkeit der beson-
deren Sicherungsmaßnahmen. 

Darüber hinaus darf der materiell-rechtliche Punkt 
der zulässigen Aufrechterhaltung von besonderen Siche-
rungsmaßnahmen nicht mit der formell-rechtlichen Frage 
vermischt werden, wer ggf. aufhebungsbefugt ist. Schon 
aufgrund des verfassungsrechtlichen Verhältnismäßigkeits-
grundsatzes dürfen alle belastenden Gefahrenabwehrmaß-
nahmen nur so weit aufrechterhalten werden, wie es ihr 
Zweck erfordert. Die abgelehnte Position führte dazu, dass 
alle Behörden, die belastende Gefahrenabwehrmaßnahmen 
erlassen, insoweit von aufhebungsbefugten Bediensteten 
bevölkert wären. Das erscheint - auch aufgrund der Ausfüh-
rungen zu den 250 Bediensteten - offensichtlich widersinnig. 

Vor diesem Hintergrund greifen für die Aufhebungsbe-
fugnis die allgemeinen Regelungen zur innerbehördlichen 
Zuständigkeit. Danach ist zunächst die Anstaltsleitung für 
die gesamte Anstalt befugt, besondere Sicherungsmaßnah-
men aufzuheben. Die Übertragung der Anordnungsbefugnis 
auf andere Bedienstete wird als ungenannten Annex auch die 
Aufhebungsbefugnis umfassen, soweit nichts anderes be-
stimmt ist (,,Wie man reinkommt, kommt man auch wieder 
raus."). 54 Das gilt allerdings nur in den Grenzen der Übertra-
gung (z.B. für die Gefangenen der Vollzugsabteilung D). 

Die Regelung zur Anordnungsbefugnis aufgrund von 
Gefahr im Verzug ist nicht entsprechend auf die Aufhe-
bungsbefugnis anzuwenden. Gefahr im Verzug ist eine eng 
auszulegende Ausnahmeregelung, 55 die ihrem Wortlaut nach 
gerade nicht die Aufhebung besonderer Sicherungsmaßnah-

53 VgL ßaier & C1Jte (;:•02:1), kap. i"1 Abschn. 1 f°~n. 55; Höflich, Schriever & ßart-
rneier (2014). iSl 

54 Für bestimmte FäUe ähnlich Höflich. 5chriever & f.iattmeier (2014). ,57 
55 S. den ersten Tell diesPs AufsJtzes CI s (::: t=S 202\ 190 (192.)). 
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men umfasst. Außerdem stellt die Gefahr der zeitlichen Teil-
rechtswidrigkeit von Maßnahmen aufgrund einer verspäte-
ten Aufhebung keine Gefahr im Sinne von Gefahr im Verzug 
dar. Entgegen dem Ausnahmecharakter würde ansonsten der 
Anwendungsbereich von Gefahr im Verzug in der gesamten 
Rechtsordnung unangemessen ausgedehnt. 

Einern Grundanliegen der abgelehnten Position zur 
Aufhebungsbefugnis aller Bediensteten unter bestimmten 
Voraussetzungen ist allerdings zuzustimmen: Wegen der Be-
grenzung durch die Gefahr muss eine Veränderung oder Auf-
hebung der Anordnung von besonderen Sicherungsmaßnah-
men auch außerhalb der allgemeinen Dienstzeiten jederzeit 
möglich sein. Insoweit ist explizit oder implizit eine inner-
behördliche Zuständigkeit festzulegen. Die Veränderungs-
und Aufhebungsbefugnis kann z.B. bei der Dienstleitung vor 
Ort oder den Bediensteten liegen, die Rufbereitschaft leisten 
(z.B. ,,Inspektorin/Inspektor vom Dienst"). 

Die vertretene Position ist auch mehr als bloße Theorie: 
Der Autor dieser Zeilen war in der Praxis selbst an Fällen be-
teiligt, in denen Bedienstete mit Rufbereitschaft am Wochen-
ende in die Anstalt kamen, um den aktuellen Sachstand ab-
zuklären und besondere Sicherungsmaßnahmen aufzuheben. 

G. Ausblick 

Gegen Ende des Jahres 2020 ist ein Gefangener verstorben, 
weil er willentlich auf Essen und Trinken verzichtet hatte. 
Eine Zwangsernährung ist geprüft, aber bewusst nicht ein-
geleitet worden. 56 Im Hintergrund des Falls steht die grund-
rechtlich geschützte „Freiheit zur Krankheit". 57 Danach sind 
Zwangsmaßnahmen bei einer bloßen Eigengefährdung ver-
fassungsrechtlich nur unter bestimmten Voraussetzungen 
zulässig.58 Das Bundesverfassungsgericht hat diese Gedan-
ken zwar zu medizinischen Zwangsmaßnahmen entwickelt. 
Die Überlegungen können sich aber zumindest teilweise auf 
besondere Sicherungsmaßnahmen auswirken. Der Vollzug 
steht hier vielleicht am Beginn einer Entwicklung, die sich 
noch kaum abschätzen lässt. 

Literatur 

Arloth, F. & Krä, H. (2017) Strafvollzugsgesetze Bund und Länder. 
Kommentar. 4. Auflage. München: Verlag C. H. Beck. 
Baier, H. & Grote, J. (2020).11. Kapitel Sicherheit und Ordnung Ab-
schnitt 1. In Schwind, H., Böhm, A., Jehle, J. & Laubenthal. K. (Hrsg.). 
Strafvollzugsgesetze - Bund und Länder. Kommentar. 7. Auflage. Berlin: 
Walter de Gruyter. 
Callies, R. & Müller-Dietz, H. (2008) Strafvollzugsgesetz. Kommentar. 
11. Auflage. München: Verlag C. H. Beck. 
Gerhold, S. (2021). \i 89 JVollzGB I LSA. In Graf, J. & Goers, M. (Hrsg.). 
Beck'scher Online-Kommentar Strafvollzugsrecht Sachsen-Anhalt. 
12. Edition Stand: 01.01.2021. München: Verlag C. H. Beck. 
Cioerdeler, J. (2017). Teil II% 78, 80 LandesR. In Feest, J., Lesting, W. 
& Undemann, M. (Hrsg). Strafvollzugsgesetze. Kommentar (AK-StVoll-
zG). 7. Auflage. Köln: Carl Heymanns Verlag. 
Häftling nicht ausreichend versorgt (2010). Ostthüringer Zeitung. 
Unabhängige Tageszeitung für Politik, Wirtschaft, Kultur und Sport v. 
13.12.2010, 1. 

55 \ig. NRVV LT-1\Pr. 17/1474, 5 ff 
57 Vg. B\/erfG Besrh!. v. - 1 f3vl.. 8/15, juris Hn. 74 
58 Vgi. BVerfG Besch!. v. 23 0_3.20-r1 - 2 BvR 882/09, Juris Rn. 49 rn,wJJ, 

Höflich, P., Schriever, W. & Bartmeier, A. (2014). Grundriss Vollzugs-
recht. Das Recht des Strafvollzugs, der Untersuchungshaft und des 
Jugendvollzugs. 4. Auflage. Berlin Heidelberg: Springer-Verlag. 
Laue, C. (2015). Suizidprävention im Strafvollzug. Anmerkung zu OLG 

Hamm Beschl. v. 27.01.2015 -1 Vollz (Ws) 664/14 und 665/14. In Jans-
sen, G. (Hrsg.). juris PraxisReport Strafrecht (jurisPR-StrafR) 8/2015, 
Anmerkung 2. Saarbrücken: juris. Das Rechtsportal. 
Schäfer, K. H. (2020). 8. Kapitel Religionsausübung Abschnitt 8. In 
Schwind, H., Böhm, A., Jehle, J. & Laubenthal, K. (Hrsg.). Strafvollzugs-
gesetze - Bund und Länder. Kommentar. 7. Auflage. Berlin: Walter de 
Gruyter. 

Schäfersküpper, M. (2018). Vollzug, Fixierungen und Verfassungsrecht. 
Freiheitsentziehung in der Freiheitsentziehung. Forum Strafvollzug. 
Zeitschrift für Strafvollzug und Straffälligenhilfe (FS), 353 bis 359. 
Wall, H. de. (2007) Oer Schutz des Seelsorgegeheimnisses (nicht nur) 
im Strafverfahren. Neue Juristische Wochenschrift (NJW), 1856 bis 1859. 


